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„Allerdings ist auf Grund der demo-
graphischen Rahmenbedingungen völlig 
klar, dass es große Bevölkerungsbewe-
gungen aus der armen in die reiche Welt 
geben wird. Fraglich ist nur, wie produk-
tiv und wie konfl ikthaft diese Prozesse 
laufen werden.“ Dietrich Thränhardt: 
Entwicklung durch Migration: ein neuer 
Forschungsansatz.

Migration – Eine Spielwiese für 
Sicherheitsfanatiker

Die ersten Vorläufer einer gemeinsamen 
Migrationspolitik der EU wurden bereits 
in den achtziger Jahren des vergangenen 
Jahrhunderts gelegt und bleiben bis heute 
richtungsweisend. Die Aufgaben der 
Trevi-Gruppe (später: K.4-Ausschuss), 
einem westeuropäischen Netzwerk ver-
schiedener Polizei- und Sicherheitsbe-
hörden, wurden von Terrorismus und 
Bekämpfung des Drogenhandels auch 
auf den Bereich der illegalen Migration 
und Schleppernetzwerke ausgedehnt. Das 
Schengen-Abkommen war an die Bedin-
gung geknüpft, dass die teilnehmenden 
Staaten ihre Visa-Politik vereinheitli-
chen und sich am Aufbau einer gewalti-
gen gemeinsamen Datenbank (Schengen 
Informations System, SIS) beteiligen. SIS 
ist eine unglaublich große Liste gestohle-
ner Gegenstände und Papiere, als „gefahr-
lich“ eingestufter Personen, Flüchtiger 
und vor allem Menschen, denen der Auf-
enthalt in der EU untersagt ist: „Illega-
ler“.

Die Vereinheitlichung der Visa-Poli-
tik und die Öffnung der inneren Gren-
zen hat zwangsläufi g dazu geführt, dass 
nach Außen eine Abschottung stattfand. 
Wenn eine Nationalität in einem Land 
unerwünscht war, war sie von nun an in 
der ganzen EU visapfl ichtig, wenn eine 
Migrantin in einem Land ausgewiesen 
wurde, war sie fortan in der gesamten EU 
illegalisiert.1 Dabei darf die Öffnung der 
inneren Grenzen nicht mit deren Abschaf-
fung, nicht einmal mit ihrer reinen Verle-
gung an die Außengrenzen verwechselt, 
sondern muss als ihre Diffusion, ihrer 
Verallgegenwärtigung (Schleierfahn-
dung) verstanden werden. Das House of 
Lords drückte dies 1998 folgendermaßen 
aus: „[Schengen] zielt nicht darauf ab, 

Kontrollen zu lockern oder aufzuheben, 
sondern eher, sie von den inneren Gren-
zen zu verlagern. Das heißt, Kontrollen 
werden innerhalb der Gebiete der einzel-
nen Schengen-Staaten stattfi nden oder 
[…] an den Außengrenzen des Schengen-
Raumes.“2 Michel Pinaud, französischer 
Vertreter der Schengen-Gruppe, führte 
weiter aus: „Die Sicherheitsbehörden […] 
mussten ihre Arbeitsmethoden dahinge-
hend ändern, dass sie es nicht mehr länger 
mit festen Grenzposten zu tun hatten, 
sondern in Bewegung waren, sich ins 
Hinterland bewegen mussten, um Kon-
trollen auszuführen […] Dieser Wech-
sel der Arbeitsmethoden bedeutet, dass 
unsere Sicherheitsbehörden in Frankreich 
Vertrauensverhältnisse mit den Sicher-
heitsbehörden jenseits der Grenze in den 
anderen Ländern aufbauen mussten […] 
durch Informationsaustausch, durch Aus-
tausch von Beamten, sie mussten sich ver-
traut machen mit der Weise, in der andere 
Sicherheitsbehörden arbeiten […]“3

Seit nunmehr zwanzig Jahren fi nden 
also vielfältige Kooperations- und Aus-
tauchprojekte mit mehr oder weniger 
offi ziellem Charakter zwischen den Poli-
zeien der europäischen Staaten statt, die 
nur teilweise im K.4-Ausschuss, Europol 
oder Eurojust institutionalisiert wurden. 
Paralell dazu entstanden verschiedene 
Think-Tanks zur Erforschung von Migra-
tionsrouten. Nur so ist der wohl-kon-
zertierte „Krieg gegen Flüchtlinge“4 zu 
erklären, den die verschiedenen Sicher-
heitsbehörden Europas im Schatten des 
Jugoslawienkonfl iktes begannen und der 
seit dem eigentlich nicht mehr aufgehört 
hat.

Virginie Guiradon beschrieb schon 
20015, dass die Migrationspolitik der EU 
fast ausschließlich von den Innenmini-
stern der Union gestaltet werde, entwe-
der durch multilaterale Abkommen oder 
im Rahmen der dritten Säule der EU 
(„Raum der Sicherheit, der Freiheit und 
des Rechts“), auf die weder das Europä-
ische Parlament noch der Europäische 
Gerichtshof bedeutenden Einfl uss haben. 
So wäre es den „Law and Order-Beamten“ 
möglich gewesen, restriktive Maßnahmen 
durchzusetzen, die auf nationaler Ebene 
durch Widerstände der Parlamente und 

organisierter Interessensgruppen sowie 
einer Gesetzgebung, die Individuen gegen 
staatliche Zugriffe schützt, nicht möglich 
gewesen wären. Dieser Trend scheint sich 
offenbar fortzusetzen. Mit Inkrafttreten 
des Amsterdamer Vertrages (1.5.1999) 
wurde dem Europäischen Parlament ein 
Mitspracherecht in Entscheidungen der 
Migrationspolitik eingeräumt. Doch was 
darunter zu verstehen ist, zeigte sich 
zuletzt im Dezember 2005, als der Rat 
alle Änderungsvorschläge des Parlaments 
an der lange geplanten und diskutierten 
Asylverfahrensrichtlinie ignorierte und 
sie nach seinen Vorstellungen verabschie-
dete. Die gemeinsame Asylverfahrens-
richtlinie war die einzige Komponente 
der EU-Politik, die Flüchtlingen gewisse 
Rechte zugestehen sollte. Nachdem die 
„Harmonisierung“ von Abschottungs- und 
Rückführungsmaßnahmen in Windeseile 
vorangeschritten war, sollten nun immer-
hin Mindeststandards für die Asylver-
fahren in den Mitgliedsstaaten festgelegt 
werden. Der vom Rat vorgelegte Entwurf 
stellte aber das Gegenteil dar: Es blieb 
jedem Land offen, andere als sicheren 
Drittstaat zu deklarieren, in den zurückge-
schoben werden kann, wobei es aber eine 
„Minimalliste“ geben sollte, die für alle 
Mitgliedsstaaten verbindlich wäre. Zudem 
wurde noch das Konzept der supersiche-
ren Drittstaaten eingeführt. Asylanträge, 
die bei der Einreise gestellt würden, dürf-
ten in beschleunigten Verfahren abge-
handelt werden, ein Rechtsbeistand für 
die Antragsteller sollte nicht obligato-
risch sein. Menschenrechtsgruppen, das 
UNHCR und selbst das Europäische Par-
lament waren empört. Diese Richtlinie 
widerspräche internationalem Recht und 
allen menschenrechtlichen Standards. Sie 
käme einer Abschaffung des Asylrechts 
gleich und verstoße Eklatant gegen den 
Grundsatz der Nicht-Zurückweisung. Da 
die EU gegenwärtig als Vorbild für regio-
nale Integration eine Signalwirkung hätte, 
untergrabe diese Richtlinie den interna-
tionalen Flüchtlingsschutz insgesamt. Mit 
großer Mehrheit machte das Parlament 
über 100 Änderungsvorschläge, die sich 
an internationalem Recht orientierten und 
Asylsuchenden gewisse Rechte zugestan-
den. Als wäre nichts passiert, verabschie-
deten die Innenminister der EU ihren 
ursprünglichen Vorschlag einstimmig. 
Die MigrantInnen bleiben auf Ebene der 
EU rechtlos.6

Auf ähnlich dreiste Weise wird die Idee 
exterritorialer Lager verfolgt. Als das all-
tägliche Sterben von Flüchtlingen im Mit-
telmeer durch die Rettungsaktion der Cap 
Anamur öffentlich wurde und Otto Schily 
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und sein italienischer Kollege Pisanu 
moralisch verbrämt „Auffanglager“ in 
Nordafrika vorschlugen, war ein Ring sol-
cher Lager in den osteuropäischen Anrai-
nerstaaten der EU längst Wirklichkeit. 
Während eine Welle der Empörung durch 
die europäischen Öffentlichkeiten ging, 
das europäische Parlament diese Pläne 
eindeutig ablehnte und der französische 
Premierminister Dominique de Villepin 
versicherte: „Für Frankreich steht es voll-
kommen außer Frage, Transitlager oder 
Schutzzonen irgendeiner Art zu akzeptie-
ren“, beschließt sein Außenminister auf 
einem informellen Treffen der Innen- und 
Justizminister der EU in Scheveningen 
(30.9.-1.10.2004) ein Pilotprojekt für 
Aufnahmezentren in Algerien, Tunesien, 
Marokko, Mauretanien und Libyen. Allen 
diesen Ländern wurde Folter nachgewie-
sen und einige haben nicht einmal formal 
die Genfer Flüchtlingskonvention unter-
zeichnet. Im Rahmen bilateraler Verträge 
hatte Italien hier längst Vorarbeit geleistet 
und Lager in Libyen fi nanziert.

Rechtsfreie Räume und die Produk-
tion von Bedrohung

Der sog. „Raum der Sicherheit, der 
Freiheit und des Rechts“ ist also in Wirk-
lichkeit ein rechtsfreier Raum geworden, 
in dem sich die Vorstellung von Sicher-
heitsfanatikern umsetzen lassen. Es ist 
vor diesem Hintergrund alles andere als 
erstaunlich, dass sich dieser rechtsfreie 
Raum an den Außengrenzen in Form 
von Lagern konkretisiert. Lager, die sich 
jeder Öffentlichkeit zu entziehen versu-
chen und in deren Inneren rechtlose Men-
schen der staatlich gedeckten Willkür 
des Aufsichtspersonals ausgesetzt sind. 
Der italienische Undercover-Journalist 
Fabrizio Gatti schlich sich als kurdischer 
Flüchtling in das italienische „Abschie-
behaftzentrum“ auf dem Flughafen Lam-
pedusa ein. Er berichtet, dass sich die 
Gefangenen in Urin setzen mussten, vom 
Wachpersonal Schlägen ausgesetzt, zum 
Ansehen pornographischen Materials und 
zum zeigen faschistischer Grüße gezwun-
gen wurden.7 Die Situation auf Lampe-
dusa ist besonders dramatisch, da das 
Lager für höchstens 180 Menschen aus-
gestattet, aber manchmal mit über tausend 
Menschen belegt ist. Dann können die oft 
völlig unterkühlten und ausgetrockneten 
Flüchtlinge nicht einmal mit Decken und 
Trinkwasser versorgt werden. Aus den 
Wasserhähnen kommt Salzwasser. Die 
italienische Regierung hat im Sommer 
2004 ein Geheimabkommen mit Libyen 
geschlossen, um Menschen ohne vorheri-
ger Feststellung ihrer Identität oder eines 

Fluchtgrundes nach Libyen abzuschieben. 
Augenzeugen berichten, die Deportierten 
würden tw. in Handschellen und mit ver-
bundenen Augen abgeschoben, oder es 
würde ihnen vorher gesagt, sie würden 
aufs Festland verbracht. Der italienische 
Innenminister rechtfertigt diese Außer-
Kraft-Setzung jeden Rechts durch seine 
Sicherheitsbehörden mit einem „Ausnah-
mezustand“, einem Zustand, der von der 
Regierung ausgerufen wird, und ihr das 
Handeln jenseits ihrer eigenen Rechte 
„erlaubt“. Die Situation im Lager Lampe-
dusa dürfte auf die vielen anderen Lager 
am Mittelmeer verallgemeiner??bar sein, 
selbst wenn es als Prototyp gesehen wird 
und deshalb verstärkt öffentliches Inter-
esse auf sich zieht. Mehrmals wurde 
offi ziellen Vertretern des UNHCR der 
Zugang verwehrt oder erst gestattet, nach-
dem das Lager von Flüchtlingen geräumt 
und gesäubert wurde. Ähnliches geschah, 
bevor im Juli endlich eine Delegation des 
Europäischen Parlaments das Lager inspi-
zieren durfte. Die Abgeordneten kritisier-
ten dabei u.a. die Praxis, libysche Beamte 
zwecks Hilfe bei der Identifi kation (besser 
wäre vermutlich der Begriff „Sortierung“) 
der MigrantInnen ins Lager zu lassen, da 
dies Asylbewerber gefährden könne. Die 
italienischen Behörden erwiederten dar-
aufhin in typisch gleichgültiger Weise, in 
letzter Zeit hätte auf Lampedusa niemand 
einen Asylantrag gestellt.

Doch obwohl es den MigrantInnen offen-
sichtlich verwehrt wird, Asyl zu bean-
tragen, dürfen die Lager nicht als reine 
Abschottungs- und Zurückweisungsin-
stitutionen verstanden werden. Für ita-
lienische und spanische Lager insgesamt 
gilt: Etwa die Hälfte der ankommenden 
MigrantInnen werden nach einiger Zeit 
im Lager und evtl. einigen Verlegungen in 
die Illegalität entlassen. Unter den Inhaf-
tierten kursiert Wissen über die Preise, 
die den Wachbeamten zu zahlen sind und 
über ungeschützte Fluchtwege aus den 
verschiedenen Lagern. Fabrizio Gatti, 
der angab, aus dem Irak zu stammen und 
dem bei Abnahme seiner Fingerabdrücke 
über das EURODAC (Eine Erweiterung 
des SIS um digitale Fingerabdrücke) 
eine Vorstrafe zugeordnet wurde (er hatte 
sich schon einmal unter falscher Identität 
in ein Lager eingeschlichen und wurde 
überraschenderweise unter dieser Iden-
tität verurteilt), wurde aufs Festland ver-
bracht, mit einer Aufforderung, die EU 
innerhalb von fünf Tagen zu verlassen 
sowie Schengen die nächsten Jahre nicht 
mehr zu betreten. Insofern sind die Lager 
eher Sortierungs- und Illegalisierungsma-
schinen.8

Die gemeinsame Visa-Politik macht 
für die meisten Menschen der Welt eine 
legale Einreise in die und einen legalen 
Aufenthalt in der EU unmöglich. Die 
Abschottungsmaßnahmen der EU-Sicher-
heitspolitiker führen dazu, dass Migran-
tInnen auf die Hilfe von Schleppern 
angewiesen sind. Die Lager produzieren 
weitere Illegalität, lassen die Listen uner-
wünschter Personen weiter anschwellen 
und verteilen sie dann doch übers Land. 
Als Illegalisierte können sie oft nur im 
informellen Sektor Beschäftigung fi nden. 
Wer sie anstellt oder heiratet oder auch 
nur unterstützt, läuft Gefahr, ebenfalls 
kriminalisiert zu werden, erhöht die Dun-
kelziffern in Kriminalitätsstatistiken und 
bietet weiteren Anlass für Kontrolle oder 
Razzien (etwa der Einsatz der Bundes-
polizei gegen Schwarzarbeit). Doch die 
Bedrohung, die durch die Illegalisierung 
ganzer Bevölkerungsteile (sozusagen der 
neuen Unterschicht) entsteht, ist nicht 
nur virtuell. Denn es kommen vermehrt 
nur die Menschen in die EU, die über-
haupt bereit sind, sich mit Schleppern 
einzulassen und körperlich fi t genug, 
die Strapazen einer illegalen Einreise 
zu überstehen. Bei der Einreise und den 
gesamten Aufenthalt über lernen sie die 
Polizei als Feind kennen und ohnehin 
in die Illegalität gedrängt, können sie 
leichter für kriminelle Tätigkeiten ange-
worben werden. Über die Verbindungen 
zwischen „Schleusernetzwerken“ und 
organisierter Kriminalität oder Terro-
rismus9 wird viel spekuliert, insbeson-
dere von den Sicherheitspolitikern, die 
durch ihre Abschottungsmaßnahmen die 
Gewinne der Schleuser in die Höhe trei-
ben und die Abhängigkeit der Migran-
tInnen von diesen verstärken. Es ist ganz 
klar: Wer Menschen illegalisiert, sie also 
ihrer Rechte beraubt, darf sich nicht über 
Zwangsprostitution empören, sondern ist 
dafür verantwortlich zu machen.

Migration als Vorwand für Aufrüstung
Im Bereich der EU-Außenpolitik ist eine 

ähnlich ungleiche Entwicklung zwischen 
Ausbau der „Sicherheitsarchitektur“ und 
einschränkendem Recht zu beobachten – 
etwa im Falle der „Strukturierten Zusam-
menarbeit“ oder bi- und multilateraler 
Vorstöße einzelner „Pionierstaaten“. Dies 
zeigt sich besonders deutlich an der deut-
schen Bundeswehr, die sich im Rahmen 
der EU über historisch wohlbegründete 
Restriktionen hinwegsetzen und wieder 
zum globalen Akteur werden konnte.

Der Europäische Rat beschloss 1999 in 
Tampere einen umfassenden Ansatz in 
der Migrationspolitik und erklärte, „dass 
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zu einer kohärenten Asyl- und Migrati-
onspolitik vor allem die Minderung bzw. 
Beseitigung von Fluchtursachen, eine 
aktive Menschenrechts-politik, Konfl ikt-
prävention, wirtschaftliche und entwick-
lungspolitische Zusammenarbeit sowie 
die Förderung von demokratischen Struk-
turen in den Herkunftsländern gehören. Zu 
diesem Zweck soll ein integraler Ansatz 
verfolgt werden, der außen-, außen-
wirtschafts-, entwicklungs-, sozial- und 
innenpolitische Maßnahmen umfasst.“10 
So wurde Migrationsbekämpfung auch 
Aufgabe der gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik, die dadurch aufge-
wertet wurde. Die Europäische Sicher-
heitsstrategie von 2003 beginnt mit den 
Worten: „Noch nie zuvor war Europa, so 
wohlhabend, so sicher und so frei.“ Um 
trotz der offensichtlichen Ermangelung 
eines konkreten Feindes dennoch die 
Militarisierung der EU voranzutreiben, 
wird immer wieder auf Migration als 
Bedrohung zurückgegriffen. Das Inter-
esse, sich in sog. „scheiternden Staaten“ 
zu engagieren und in Bürgerkriege ein-
zumischen, wird mit den durch sie verur-
sachten „Migrationsströmen“ begründet. 

Doch auch unmittelbar an den Außen-
grenzen wird unter dem Vorwand der 
Migrationsbekämpfung aufgerüstet. 
So breitet sich das an sich militärische 
Überwachungssystem SIVE in den letz-
ten Jahren von den Kanaren über das 
gesamte Mittelmeer aus. Obwohl kein 
militärischer Gegner existiert, fi nden 
dort gemeinsame Manöver statt und die 
Staaten diesseits und jenseits der Außen-
grenze werden mit Nachtsichtgeräten und 
Patrouillenbooten aufgerüstet. Im Okto-
ber 2004 kaufte Italien für 48 Mio. Dollar 
fünf Predator-Drohnen, die es sowohl 
gegen Terrorismus, als auch gegen ille-
gale Migration einsetzen will.11 Im selben 
Monat wird von der EU das Waffenem-
bargo gegen Libyen aufgehoben und Ita-
lien beginnt mit der völkerrechtswidrigen 
Massendeportation von MigrantInnen 
in den Wüstenstaat. Gaddafi  hatte zuvor 
gedroht, 2 Mio. MigrantInnen würden in 
seinem Land auf die Weiterreise in die EU 
warten. Seitdem wird das Land mit mili-
tärischem Gerät für die Grenzsicherung 
ausgerüstet. Im Rahmen der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik und der Euro-Medi-
terranen Partnerschaft wird Druck auf die 
Maghreb-Staaten ausgeübt, ihre Grenzen 
abzuschotten. Entwicklungsgelder an 
afrikanische Staaten werden generell von 
Rücknahmeabkommen und der Festset-
zung der dortigen MigrantInnen abhängig 
gemacht. In Tansania entsteht gegenwär-
tig die erste Regionale Schutzzone, in die 

Flüchtlinge aus allen Ländern, die in der 
EU abgewiesen werden, abgeschoben 
werden können.

In Afrika werden schon länger individu-
elle Flucht- und Migrationsbewegungen 
durch internationale Organisationen kana-
lisiert und verwaltet. So entstehen tatsäch-
lich Ströme und Menschenmassen, die als 
politisches Druckmittel verwandt werden 
und Staaten stabilisieren oder destabili-
sieren können.12 Die reichen Staaten und 
v.a. die EU mischen sich zunehmend in 
die Arbeit dieser Organisationen ein, die 
fi nanziell von ihnen abhängig sind.

Migration als Perspektive
Als Kofi  Annan 2004 das Scheitern der 

EU-Migrationspolitik darauf zurück-
führte, dass die EU Migration lediglich als 
Problem und nicht als Lösung betrachte13, 
übersah er also einen wichtigen Punkt: 
Migration wurde als Lösung von denen 
erkannt, welche die EU nach Innen und 
Außen aufrüsten wollten. Richtiger wäre 
nach diesen Betrachtungen daher die 
Feststellung, dass Migration nahezu aus-
schließlich als Sache der Sicherheits- und 
Militärpolitik behandelt wird, als Bedro-
hung, in den Worten Thränhardts also: 
„konfl ikthaft“ (siehe einleitendes Zitat) 
angegangen wird.

Empirisch gibt es einen starken Zusam-
menhang zwischen dem, was hier meist 
Entwicklung genannt wird, und dem 
Wachstum einer Gesellschaft, der sich 
aus Geburten- und Sterberaten ergibt. 
Gerade die ärmsten Länder der Erde sind 
also durch ein Bevölkerungswachstum 
herausgefordert, das sie vor vielfältige 
Probleme stellt: Die Wirtschaft wächst 
nicht im selben Tempo mit, es gibt nicht 
genug Geld, Schulen, Arbeitsplätze 
und Ressourcen, die Verteilungskämpfe 
nehmen zu.14 Werden diese Länder noch 

von Kriegen oder sonstigen Katastrophen 
heimgesucht, kommt es zu massiven 
Fluchtbewegungen, meist in ebenso arme 
Nachbarstaaten, die mit der Zunahme an 
Bevölkerung eindeutig überfordert sind. 
Schon vor 1989, als zumindest die mei-
sten europäischen Staaten noch offen 
waren, vor der Militarisierung der Migra-
tionspolitik, fand ein Großteil der Migra-
tion innerhalb der so genannten „Dritten 
Welt“ statt. Auch heute ist es nur ein 
Bruchteil aller Flüchtlinge, die versuchen, 
in die EU zu gelangen. Die EU wehrt sie 
ab und steckt stattdessen ihr Geld für 
Entwicklungshilfe in Projekte zur Repa-
triierung, „heimatnahen Unterbringung“ 
und „Regionale Schutzzonen“. Zugleich 
nimmt die Bevölkerung innerhalb der EU 
immer weiter ab und es werden Kampa-
gnen mit dem Aufruf: „Deutsche, zeugt 
mehr Kinder“ losgetreten.

Vor dem Hintergrund dieser „demogra-
phischen Rahmenbedingungen“ zeichnet 
sich gegenwärtig ein Paradigmenwech-
sel in der Betrachtung von Migration ab. 
Lange wurde Abwanderung als schädlich 
für die Entwicklung eines Landes ange-
sehen, was sich v.a. am so genannten 
Brain Drain festmachte. Insbesondere 
die klügsten (und tüchtigsten) Menschen 
würden ins Ausland abwandern und so 
ihr Ursprungsland dem Stillstand ausset-
zen. Der Boom der indischen und chine-
sischen IT-Industrie scheint diese These 
zu widerlegen. Ausgebildete Fachkräfte 
migrierten in die USA und konnten sich 
dort Kenntnisse über Arbeitsprozesse 
und einen fi nanziellen Grundstock zule-
gen, was viele von ihnen später wieder 
nutzten, um in ihren Herkunftsländern 
(wo die Löhne niedriger und die Konkur-
renz weniger ausgeprägt war) Unterneh-
men zu gründen und die Volkswirtschaft 
anzukurbeln. Doch auch unterhalb einer 

Moussbaou ist ein Menschenrechtsaktivist der aus einem Krankenhaus in Deutsch-
land verschleppt und abgeschoben wurde, Foto: www.indymedia.org
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neuen Bildungs- und Managementelite 
scheint Migration als Entwicklungshilfe 
von unten zu funktionieren15: Denn wenn 
Menschen aus unerträglichen Lebensum-
ständen fl iehen und wo anders tatsächlich 
ein besseres Leben fi nden, dann hilft das 
nicht nur konkret all diesen Menschen, 
sondern auch den Regionen, aus denen 
sie stammen. Nicht nur, dass Migration 
aus kargen oder überbevölkerten Regio-
nen das Überleben dort schon deshalb 
erleichtert, weil vom selben Boden weni-
ger Menschen zu ernähren sind und damit 
auch das Konfl iktpotential wesentlich 
sinkt. Die meisten MigrantInnen bleiben 
den Gesellschaften, aus denen sie stam-
men, die ihnen oft auch die Wegreise 
ermöglicht haben, weiterhin verbunden. 
Allein die registrierten Rücküberweisun-
gen von MigrantInnen, sog. Rimessen, an 
Familien und Freunde im Herkunftsland, 
übersteigen weltweit die Summe der offi -
ziellen Entwicklungshilfe aller Staaten 
zusammen - und kommen meist direkter 
an. Zusätzlich besuchen die MigrantIn-
nen, soweit es ihnen möglich ist (sie also 
bspw. nicht illegalisiert sind), ihre Her-
kunftsgesellschaften, was dort eine touri-
stische Infrastruktur und den Aufbau von 
Verkehrswesen begünstigt. Andererseits 
wollen sie auch im Land, in dem sie sich 
gegenwärtig aufhalten, nicht auf traditio-
nelle Lebensmittel und kulturelle Güter 
verzichten, was dazu führt, dass es in 
jeder großen Stadt mittlerweile Speziallä-
den für Produkte aus diesem und jenem 
Land gibt und dies den Export kultureller 
Güter (mit enormen Profi ten) aus ärmeren 
Regionen fördert. 

Die Entwicklungshilfe von Unten pro-
duziert aber auch Gewinne jenseits rein 
kapitalistischer Dynamiken. So schlie-
ßen sich in größeren Städten die Migran-
tInnen aus denselben Gemeinden oder 
Regionen zusammen und organisieren 
beispielsweise Kulturveranstaltungen, 
deren Erlös sie für Infrastrukturprojekte 
in ihre Herkunftsgemeinden schicken.16 
Diese Gelder werden bspw. in Projekte 
wie eine kommunale Krankenversiche-
rung fl ießen, die sonst nicht denkbar wäre. 
Vor allem Menschen, die vor Unterdrük-
kung und Krieg gefl ohen sind, verfolgen 
hier meist weiter die Lage in ihrem Her-
kunftsland. Viele übersetzen Artikel und 
machen so auf die dortige Unterdrückung 
aufmerksam. Manche organisieren sich 
in Exil- oder Menschenrechtsgruppen 
und engagieren sich von hier aus für die 
Rechte ihrer GenossInnen im Ausland. 
Das ist die Voraussetzung für internatio-
nale Aufmerksamkeit und Solidarität und 
hat schon so manche Freilassung politi-

scher Gefangener ebenso erwirkt, wie es 
Folter und Steinigungen verhindert hat. 
Auch weniger engagierte MigrantInnen 
werden in ihrem Zielland mit anderen 
Werten konfrontiert sein, als sie es aus 
ihrer Kindheit und Jugend kennen. Sie 
werden von diesen das übernehmen, was 
ihnen sinnvoll erscheint und sie auch in 
ihre Herkunftsgesellschaften kommuni-
zieren, wo sie dann erörtert, angenommen 
oder abgelehnt werden. Dies ist eher die 
Überzeugung beim Familienfest, als die 
aus dem Gewehrlauf. Wenn nicht nur 
Europäern zugestanden wird, dass Men-
schen ihre Werte auf der Grundlage von 
Vernunft aushandeln, dann müsste diese 
Form globaler Zivilgesellschaft langfri-
stig zu einer vielfältigen, sich gegenseitig 
argumentativ herausfordernden Werte-
landschaft führen.

Die Frage des Umgangs mit dem 
Unumgänglichen

Ein produktiver Umgang mit Migration 
ist also möglich. Er würde eine neue Ver-
ortung von Migration jenseits der Sicher-
heitspolitik voraussetzen. An Stelle des 
Versuchs, irgendwelche „Ströme“ kon-
trollieren zu wollen, müssen Menschen 
unterstützt werden, die ihre Lebensbe-
dingungen verbessern wollen, und das 
bedeutet zu allererst: Legalisierung. 
Außerdem muss der Versuch aufgegeben 
werden, MigrantInnen nach irgendwel-
chen Nützlichkeitskriterien sortieren zu 
wollen, denn sie resultieren zwangsläufi g 
in Gewalt gegenüber den Schwächsten, 
die es vielleicht am nötigsten haben, hier 
aufgenommen zu werden.

Die Versuche zur Steuerung und Sortie-
rung dienen hauptsächlich einer weiteren 
Aufrüstung und bleiben darüber hinaus 
weitgehend wirkungsfrei. Denn nicht nur 
demographische Ansätze kommen zu dem 
Schluss, dass sich Migration in Umfang 
und Zusammensetzung weitgehend 
unabhängig von politischer Steuerung 
vollzieht. Egal, ob sie als geschichtliche 
Konstante oder als Ergebnis des „Welt-
systems“ und der „Globalisierung“, als 
Konsequenz aus Lohndifferenzialen oder 
Gewinnerwartungen, als Zeichen eines 
neuen Transnationalismus, internationa-
ler sozialer Netzwerke oder der Autono-
mie des Individuums interpretiert wird: 
Die Politik ist in erster Linie fähig, das 
Konfl iktpotential zu beeinfl ussen, in dem 
diese Prozesse ablaufen.

Die multikulturelle bzw. transnationale 
Gesellschaft ist eine unausweichliche 
Zukunft.17 Die Frage ist, ob sie in einem 
permanenten Ausnahmezustand mit ras-
sistisch defi nierten und militärisch abge-

sicherten Klassenverhältnissen mündet, 
oder als Chance für eine bessere Welt und 
ein besseres Europa begriffen wird.
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